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43. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 
Berlin, 13. Dezember. (Abend⸗Sitzung.) 

Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find fait leer. Am Miniſtertiſch die 
Minifter v. d. Heydt, Graf Itzenplitz und mehrere Commiſſare. 

Vor der Tagesordnung bittet Abg. Roy, daß die Herren im Centrum 
längere Reden von der Tribüne halten möchten, da ſie vom Platze aus ſpre⸗ 
chend auf beiden Seiten des Hauſes ſchwer verſtanden würden. 

Die Vorberathung war geſtern ſtehen geblieben bei dem Etat der 
Eiſenbahn verwaltung. — Die Specialdiscuſſion wird eröffnet, zunächſt 
über die Staatseiſen bahnen. 

Zu Cap. 18 (Niederſchleſiſch⸗Märkiſche) erhält das Wort Abgeordn. 
Schmidt (Randow): Bei den Privatbahnen iſt in der Regel die Rückſicht 
auf die Rente vorherrſchend, bei den Staatsbahnen das Verkehrsintereſſe, und 
man macht den letzteren ſogar öfter einen Vorwurf daraus. Ich möchte im 
Gegentheil die Staatsregierung auf . im Auslande beſtehende Einrich⸗ 
8 aufmerkſam machen, die den Verkehr ſehr erleichtern. So iſt z. B. 
in Belgien eine fallende Scala eingeführt, indem der Tarif pro Meile ab 
nimmt bei größeren Entfernungen; bei unſerem gemiſchten Syſtem (Staats⸗ 
und Privat⸗Bahnen) ‚mag dies allerdings ſchwer durchzuführen fein; es wäre 
aber die Frage, ob eine ſolche fallende Scala nicht z. B. auf der Oſtbahn ein⸗ 
geführt werden könne. In Frankreich ſind ferner ſogenannte Schulzüge ein⸗ 

eführt, welche zu billigem Preiſe die Kinder vom Lande nach den Städten 
n die Schulen hin» und zurückfahren. In England hat man ferner für den 
Perſonenverkehr fortlaufende Abonnements. Möchte doch die Staatsregierung 
das von mir Angeregte in Erwägung ziehen. 5 

Reg.⸗Commiſſar Abg. Heiſe: Der Chef der preußiſchen as die Vater 
tung bat es immer für feine Pflicht gehalten, die Rückſicht auf die Verkehrs: 
Intereſſen in erſte Linie zu ſtellen, ohne deshalb ihre Rentabilität außer Acht 
u laſſen. Die Einführung der fallenden Scala iſt von der Regierung ſchon 

her einmal in's Auge gefaßt worden; da wir aber nicht lange Eiſenbahn⸗ 
routen, ſondern nur kürze Strecken unter verſchiedenen Verwaltungen haben, 
ſo wird die Zuge nanperſehung wegen des Balto eldes nachher ſchr ſchwie⸗ 
rig. r Schulzüge liegt in — ein ebf nicht vor, da in Preu⸗ 
ßen überall, wo das Bedürfniß vorhanden iſt, Schulen errichtet werden. Da: 
gegen wird auf der Saarbrücker Bahn die Arbeiter⸗Bevölkerung für geringe 

übe nach den Bergwerken befördert. Die Einrichtung fortlaufender Abonne⸗ 
ments iſt bereits angebahnt und wird binnen Kurzem in's Leben treten. 

Abg. Dr. Hammacher: Auf der Bergiſch⸗Märtichen beſteht bereits ein 
a und zwar mit gutem Erfolge und zur großen Befriedigung der 

ebölkerung. 

Abg. Micgelis: Es wird vielfach geklagt über die läſſige Expedition der 
Güter, namentlich ſeitens der Niederſchleſiſchen Bahn. So habe ich in dieſem 
Augenblicke einen Brief von einem Buchdrucker erhalten, welcher kürzlich 
er nt aus Bautzen erhalten hat, die eine auf der Niederſchleſiſch⸗ 

ärkiſchen, die andere auf der Anhaltiner Bahn. Die erſtere wurde in 
Bautzen aufgegeben am 27. November, war in Berlin am 2. Dezember, 
wurde abgeliefert am 11. Dezember. Die zweite Sendung war nur einen 
Tag früher von Bautzen abgegangen, aber ſchon am 2. Dezember in den 

anden des Apreſſaten. Eine ſolche Verſpaͤtung um 9 Tage auf der Nieder⸗ 
chleſiſch⸗Märkiſchen Bahn iſt doch wohl unverantwortlich. 

Reg.⸗Commiſſar Heife: Die Staatsregierung verkennt nicht, daß in letzter 
Zeit viele, 7 — Theil nicht unberechtigte Klagen über den ſäumigen Trans⸗ 

ort von Gütern laut geworden find; es war aber nicht möglich, alle Uebel 
unde ſofort zu beſeitigen. Bei der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Bahn ſpeciell 
das Hinderniß in den unzureichenden Geſchäftslocalitäten; in dieſer Be⸗ 
ziehung wird ſchon in den nächſten Tagen Abhilfe geiheben, inden ein neu 
erbauter Güterboden nächſtens zur Benugung übergeben werden wird. 

Abg. Graf Bethuſy⸗Huc: Es iſt mir perſönlich auf der Niederſchleſiſch⸗ 
Märkiſchen Bahn ſchon öfter der Fall vorgekommen, daß die Schnellzüge zu 
wenig Wagen hatten, ſo daß eine Menge Perſonen in ein Coupee hineinge⸗ 
pfropft wurden, und daß öfter der Anſchluß in Breslau verſäumt wurde, jo 
daß man einen halben Tag in Breslau liegen bleiben mußte. Ich möchte 
deshalb bitten, daß die Direction der Niederſchleſiſch⸗ Marti en Bahn aufge⸗ 
fordert werde, in Zukunft die Verſäumniſſe zu vermeiden, oder dafür Sorge 
u tragen, daß bei Verzögerungen die Paſſagiere durch Extrazüge weiter bes 
fördert werden. 

Miniſter Graf Itzenplitz: Verſäummniſſe ſollen nicht vorkommen, und 
wenn ich etwas Derartiges erfahre, fo werde ich immer das Nöthige verfü⸗ 
gen. Die Klage über die langſame Abfertigung der Güter ꝛc. erhebt ſich 
aber durchaus nicht blos gegen die preußiſchen Bahnen, ſondern geht jetzt 
durch ganz Norddeutſchland; ein Beweis, daß es nicht an dem guten Willen 
und der Tüchtigkeit unſerer Beamten liegt, ſondern an allgemeinen Verhält⸗ 
niſſen. Die Herren müflen nicht vergeſſen, daß wir in dieſem Jahre einen gar 
nicht unerheblichen Krieg geführt haben (Heiterkeit); während dieſer ea at 
Niemand etwas angeſchafft; jetzt nun müſſen die Handwerker, Kaufleute zc. 
ihre Vorräthe wieder completiren; und da iſt es beim beiten Willen nicht möglich, 
dem plötzlich fo ſehr gefteigerten ze. gleich gerecht zu werden. Zur Ans 
ſchaffung neuer Wagen müſſen Sie erſt ſehr viel Geld bewilligen (Heiterkeit) 
und ich werde Ihnen darüber in den nächſten Tagen Ausführlicheres mit: 


theilen. 

Abg. Michaelis (Stettin) Trap ob auch dafür geſorgt werden wird, 
daß auf dem Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Bahnhofe eine eigene Zollabfertigung 
eingerichtet werde, damit die Güterabfertigung ſchneller von ſtatten gehen 
kann. — Reg.⸗Commiſſar Heiſe: Auch dafür wird bei dem Neubau Sorge 
getragen werden. 

Abg. v. Vincke⸗Olbendorf rügt gleichfalls mehrere beim Güterverkehr 


a ae Verzögerungen. 

bg. Berger (Solingen): Ich möchte bei dieſer Gelegenheit an einen 
Erlaß des früheren Handelsminiſters v. d. Heydt vom 12. September 1859 
Es heißt 


erinnern, deſſen Wiedereinſchärfung wohl anzuempfehlen wäre. 
darin in Bezug auf die allzu ſparſame Gewährung von Wagen: „Eine ſolche 
zu 0 ebene peinliche Oekonomie kann nicht gebilligt werden. Ich finde 
mich deshalb veranlaßt, die königliche Direction auf dieſen Uebelſtand auf⸗ 
merkſam zu machen und dieſelbe anzuweiſen, bei Beachtung der nothwendigen 
Sparſamkeit auch auf eine thunlichſt bequeme und rückſichtsvolle Beförderung 
der Reiſenden zu halten und einer ungehörigen Kargheit mit Plätzen in den 
Coupees ebenfo febr wie einer unſtatthaften erſchwendung mit denſelben ent⸗ 
gegenzutreten.“ Dieſe Nn trage ich immer in meinem Portefeuille 
und zeige ſie dem betreffenden Schaffner vor (Heiterkeit); und dies Mittel 
hat mir immer W n (Heiterkeit). Sie ſehen, das Papier ift ſchon ſehr 
abgenutzt. — Nicht minder anerkennenswerth iſt ein Erlaß deſſelben Miniſters 
vom 10. Dezember 1855, in dem es heißt: „Es ift mein entſchſedener Wille 
dieſen Mißbrauch (nämlich das unfreundliche und unhöfliche Betragen der 
Eiſenbahnbeamten) gründlich abzuſtellen. Die königliche Direction veranlaſſe 
ich daher, den Beamten, welche mit dem Publitum in Berührung kommen, 
0 b N ift, durch ein jedem 
nzelnen in meinem Auftrage zuzufertigendes Circular dieſe meine bejtimmte 
smeinung nochmals nachdrücklich einzuſchärfen und denſelben zu eröͤff⸗ 
nen, daß herriſches, unwillfähriges oder ungeziemendes Benehmen im dienſt⸗ 


fe en oder Entlaſſung aus dem Dienſt unnachſichtlich geahndet werden wird.“ 
uch dieſe i Bau habe ich immer bei mir getragen und ich kann dem 
Hrn. ee = ri — Er empfehlen, daſſelbe zu thun; es ift ein vor⸗ 
eiterkeit. 
Handelsminiſter Graf Itzenplitz: Wenn dies noch nichts helfen ſollte, 
oder Sie haben die Erlaſſe einmal vergeſſen, ſo ſagen Sie nur, Sie wüßten 
ee daß der jetzige Handelsminiſter ganz ebenſo dächte. (Große 
Abg. Graf Bethuſpe ue: Dies habe ich verschiedene Mal ſchon geſagt; 

e mten aber 5 daß ſie davon nichts wüßten; es wäle des⸗ 
zu. wünſchenswerth, wenn die Erlaſſe einmal wieder eingeſchärft 


Tit. 1 wird 
(Randow), 


lichen Verkehr mit dem Publikum nach Befinden mit Verweis, Dednung e, chloſſ 


Tit. 2 und 3, ebenſo Cap. 20 (Verbindungsbahn in Berlin) werden dar⸗ 
auf ohne Debatte genehmigt. 

Zu Tit. 20 (Ofbahn) erhält das Wort Abg. Berger (Solingen): Wenn 
Sie geſtern die Proſperität unſerer Kohlenwerke u. ſ. w. haben rühmen hören, 
ſo iſt der Einpfennigs⸗Tarif einer der Gründe derſelben. Der jetzige Herr 
Handelsminiſter — das große Verdienſt, daß er bei etwaigen Mißernten die 
k. Directionen ſofort veranlaßte, dieſen Tarif auch auf Getreideſendungen aus⸗ 
zudehnen und ſo die verbeſſerte Communication zu einer wahrhaften Aſſecuranz 
zu machen, die uns vor der Wiederkehr einer allgemeinen Hungersnoth, wie 
ſie unſere Altvordern kannten, ſchützt. Ich wollte den Hrn. Handelsminiſter 
bitten, die Einführung dieſes Tariſs für Sn aller Art immer mehr in 
Ausfiht zu nehmen. Ich erinnere nur an die Holztransporte aus dem Oſten 
nach dem holzarmen Weiten, z. B.: eine Eiſenbahn⸗Geſellſchaft in den weſt⸗ 
lichen Provinzen gab 120,000 Schwellen in Auftrag; der Unternehmer wandte 
ſich an einen Unterlieferanten im Königreich Polen, von da ging der Trans⸗ 
vort die Weichſel hinunter, durch die Oſt⸗ und Nordſee, von Rotterdam den 
Rhein hinauf und dann weiter per Eiſenbahn. Dieſe 120,000 Schwellen mit 
einem Gewicht von 180,000 Etnr. würden zu ihrem Transport 1800 Waggons 
verlangen und nach dem Einpfennigtarif einen Frachtwerth von 60,000 Thlrn. 
repräſentiren, welche den Eiſenbahnen zu Gute kommen konnten. 

Der Titel wird ohne Widerſpruch genehmigt. 

Zu Tit. 21 (Weſtfäliſche Eifenbabn) liegen zwei Anträge vor, 
1) vom Abg. v. Bockum⸗Dolffs: Die Staatsregierung aufzufordern, es 
zu veranlaſſen, daß die Weſtfäliſche Eiſenbahn wie auch die Friedrich Wil⸗ 
helms⸗Nordbahn mit ebenſo vielen Kohlenwagen verſehen werden, als die 
2 Eiſenbahn deren im Verhaͤltniß zu ihrer Bahnlänge uns 
terhält, 

2) Vom Abg. Dr. Hammacher, die Staatsregierung aufzufordern, es 
u veranlaſſen, daß die Weſtfäliſche Eiſenbahn, wie auch die Friedrich Wil⸗ 
belms⸗ Nordbahn ihren Waggons⸗ und Locomotiven Park in einer dem Bedürf⸗ 
niſſe entſprechenden Weiſe vermehren. 

Abg. v. Bockum⸗Dolffs motivirt ſeinen Antrag. (Auf der Journa⸗ 
liſten⸗Tribüne ganz unverſtändlich.) — Abg. Dr. Hammacher: Ich will die 
Höhe des vorliegenden Poſtens nicht bemängeln, da ich im Gegentheil über⸗ 
zeußt bin, daß die Einnahmen der Weſtfäliſchen Eiſenbahn ſich noch höher 
ſtellen werden, als fie im Etat vorgeſehen find. Schon Ende Ou tober 
d. J. haben die Mehreinnahmen gegen das vorige Jahr 236,370 
Thlr. oder 27 Procent betragen, die ſtärkſte Mehreinahme aller preußiſchen 
Bahnen. Ich gebe zu, daß das an: ne | des Wagenparks 
ein dringendes iſt, aber gerade deswegen habe ich meinen Antrag geſtellt, um 
den weſentlichen Inhalt des Antrages des Abg. v. Bockum⸗Dolffs annehmbar 
u ma en, der mir in der vorliegenden Form nicht annehmbar ſcheint. Es 
iſt kein 1 Princip, daß die Eiſenbahnen ihre Wagenparks nach dem 
Verhältniß ihrer Länge verſtärken ſollen, ſondern auf das Bedürfniß kommt 
es an. Folgende Zahlen werden es klar machen, daß der Antrag ungerecht⸗ 
fertigt iſt. Der Güterverkehr der Weſtfäliſchen Eiſenbahn betrug im Jahre 
1865 13,150,588 Ctr., während der der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahnen 
91,049,004 Ctr. betrug; der Steinkohlentransport der erſteren Bahn betru 
5,658,200 Ctr., der der Letzteren 51,142,169 Ctr. Das Langenverhältniß 
beider Bahnen iſt: 35 und 70 Meilen. 

Der Antrag des Abg. von Bockum⸗Dolffs würde alſo bedeuten, daß die 
Weſtfaäliſche Bahn die Hälfte des Wagenparks der Bergiſch⸗Märkiſchen Bahn 
haben ſolle. Das wäre aber ganz falſch, da der Verkehr der letzteren Bahn 
7mal größer iſt, als der der erſteren. Deswegen habe ich in meinem Antrag 
die Worte „mit ebenſo vielen — unterhält“ weggelaſſen und dafür geſchrieben 
„in einer dem Bedürfniſſe entſprechenden Weiſe“. Namentlich aber muß 
meiner Anſicht nach auch der Locomotippark vermehrt werden, da die Weit: 
fäliſche Bahn eine Strecke 8 beſitzt, auf welcher der Transport 
beſonders c I, — Endlich bemerke ich noch, daß die Worte: „wie 
auch die Friedrich⸗Wilhelms⸗Nordbahn“ in meinem Antrage nur aus Ver⸗ 
ſehen ſtehen geblieben ſind. Das Abgeordnetenhaus iſt ja nicht berechtigt, 
an eine Privatbahn ein ſolches Anſinnen zu ſtellen, die einem Theil Preu⸗ 
debe angehört, über den wir jetzt noch gar nicht endgiltig zu beſtimmen 
aben. 

Reg.⸗Commiſſar Heiſe: Die Klagen über den Mangel an Betriebsmitteln 
waren zu allen Zeiten groß, häufen ſich jetzt aber beſonders. Die Regierung 
ſieht es als ein erfreuliches Zeichen an, daß der Güterandrang fo groß iſt, 
daß die ane der Transportmittel nothwendig wird. Die Oſtbabn 
hatte im Jahre 1861 einen Wagenpark von 1540 Stück, 1865 2541, die Nies 
derſchleſiſch⸗Märkiſche Bahn 1861 1840, 1865 3574 Stück, die Weſtfäliſche 
Bahn 1861 743, 1865 1244 Stück, die Saarbrücker Bahn 1861 991; 1865 
2183 Stück. Sie erſehen ſchon daraus, daß die Regierung die Hände nicht 
in den Schooß gelegt hat. 7272 . Ä 

Aber fie erkennt es an, daß der jetzige Beſtand dem Bedürfniß noch immer 
nicht entſpricht und ſo werden Sie auch in extraordinaria die Summe von 
518,000 Thlrn, finden, namentlich zur Vermehrung des Parks der Nieder: 
ſchleſiſch⸗Märkiſchen und 223,000 Thlr. für die Weſtfäliſche Bahn. Mehr 
konnte vorläufig nicht disponibel gemacht werden, wenn das auch dem Be⸗ 
dürfniß noch nicht entſpricht. Der Herr Handelsminiſter wird ja alſo in 
Kurzem auch einen dahin gehenden weiteren Antrag einbringen. Ich hoffe, 
daß der Antrag des Abg. Hammacher, wie er heute modificirt worden iſt, 
angenommen und damit der Beweis geliefert wird, daß die Abſichten der 
Regierung in dieſem Hauſe keinen Widerſpruch, ſondern Unterſtützung finden. 
ch will bei dieſer Gelegenheit noch eine Anfrage des Abg. d. Bodum: 
Dolffs, welche von dem Präſidium an die Regierung gelangt, beantworten in 
Bezug auf die Meilenzahl der verſchiedenen Bahnen. Es beträgt die Weſt⸗ 
fäliſche Bahn 33,27 Meilen mit 1159 Wagen, die Köln⸗Mindener Bu 
68,9 Meilen mit 4169 Wagen, die Bergiſch⸗Märkiſche 48,15 Meilen mit 4022 
Wagen, die Nordbahn 19,2 Meilen mit 206 Wagen. Ich ſchließe mich jedoch 
den Bemerkungen des Abg. Hammacher an, daß hieraus ein richtiger Schluß 
nicht gezogen werden kann, ſondern daß weitere von ihm ganz ſcharf und 
richtig hervorgehobene Momente hier noch bedeutend influiren. 

Nach einigen Bemerkungen des — 1 Harkort zieht der Abgeordnete 
v. Bockum⸗Dolffs ſeinen Antrag zurück. — Ein Antrag auf Schluß der 
Discuſſion wird abgelehnt. l 5 5 

Abg. Dr. Hammacher: Ich wollte nur ein Mißverſtändniß berich⸗ 
tigen, als hielte ich es nicht für die Pflicht der Regierung, auch auf die Nord⸗ 
bahn jo einzuwirken, daß fie ihren Wagenpark nach dem Bedürfniß vermebrt; 
aber das kann nur innerhalb der geſetzlichen Grenzen geſchehen. Dieſe Lan⸗ 
desvertretung hat aber kein Recht, auf Privat⸗Intereſſen einzuwirken, die hier 
noch gar nicht vertreten find. Der Wagenpark der Weſtfäliſchen Bahn ſchloß 
1866 mit 971 offenen Laſtwagen, 188 bedeckten Güterwagen und 48 Loco⸗ 
motiven. Das iſt doch offenbar ein viel zu geringer Beſtand, der kaum für 
die früheren Verhältniſſe ausgereicht hätte. 1 
2 Der Antrag . 8 = wird — großer Majorität angenommen, 

apitel 21 und 22 ohne Widerſpruch genehmigt. 

Zu Cap. 23, Tit. 1 (Oberſch eff e Cltenbabnen) rügt der Abg. 
3 es an — it Vorkehrungen fehle, um den 
Anſprüchen des Kohlentransportes zu genügen. 

5 Tit. 2 (KdInsMindener Elen ahn) beantragt Abg. Lasker: 
„Das Haus der Abgg. wolle beſchließen, zu erklären: Mit Rückſicht auf den 
thatſächlichen Zuſtand, welchen die königliche Staatsregierung durch die Aus: 
ührung des zwiſchen ihr und der Köln⸗Mindener Eiſenbahn⸗Geſellſchaft ge⸗ 


— 


oſſenen Vertrages vom 10. Auguſt 1865 geſchaffen hat, genehmigt das 
Haus der Abgg. die Einnahmen, verwahrt ſich jedoch gegen die Annahme, 
daß es durch dieſes Votum auf die verlangte 0 webe des Vertrages vom 
10. 5 1865 und die demnächſtige Prüfung deſſelben verzichtet.“ 

Abg. Lasker: Der von uns vor einiger Zeit angenommene Antrag, die 
Re r Be u des in Rede ftehenden Vertrages aufzufordern, bat 
ar der Natur der Vorberathung der Begierng, nah nicht überreicht werden 
können. Es wäre mir lieb geweſen, wenn die Regierung auch ohnedies Act 
von dem Antrage genommen. Da dies indeſſen nicht geſchehen ift und wir 
keinen Einfluß darauf haben, eine darauf bezüͤgliche Erklärung von der Regie⸗ 
rung zu extrahiren, fo haben wir nur den thatſächlichen Zuſtand in's Auge 
zu Fallen, der durch Abſchluß des Vertrages erwachſen iſt. Die Poſitionen 
a, b, c und e dieſes Einnahme⸗Titels find durch den Vertrag nur mittelbar 
alterirt worden; direct berührt aber werden die Einnahmen unter d. (Divi⸗ 
dende & 10 Procent pro 1866 von den weiter in Beſitz des Staates befindli⸗ 
chen und dem leßteren als Entſchädigung für die Aufhebung der Amortifation 


des Stamm⸗Actien⸗Capitals gewährten Stamm⸗Actien im 
„054,400 Thlr.: 505,440 T — Wie konnen wir uns nun dieſem thatſäch⸗ 
lichen Zuſtande gegenüber verhalten? Es würde in der Befugniß des Hauses 
liegen, dieſe Einnahmen abzuſetzen; das würde aber nicht praktiſch ſein, na⸗ 
mentlich auch aus dem Grunde, weil wir die Regierung dadurch zwingen, die 
Einnahmen jo lange ganz unerhoben zu laſſen, bis der Rechtsmangel des 
Vertrages beſeitigt iſt. Dagegen können wir allerdings die Einnahmen geneh⸗ 
migen, ohne unſerem Rechte, die Vorlegung des Vertrages zu verlangen, 
erw dh un ein atfäciher Buftand mit dem Rechte in g 
enn ein thatſächlicher Zuſtand mit dem Rechte in Conflict gerät U 
drei Fälle moglich: entweder ich muß ihm entgegentreten und ibn —— 
oder er iſt der Art, daß ich nichts dazu thun kann, ihn abzuändern; oder 
endlich, ich könnte dies zwar, berückſichtige ihn aber in einer gewiſſen 
Weiſe, ohne dadurch meinem Rechte etwas zu vergeben. In dem etzteren 
Falle befinden wir uns hier. Durch das nicht rechtsgiltige Vorgehen der Re⸗ 
gierung ſind 1 fl fruchttragende Summen in die Staatskaſſe — — 
Es handelt ſi je uns darum, ob wir dieſe genehmigen wollen. Wir können 
das thun, unbeſchadet unſeres Rechtes. Um aber kein Präjudiz zu ſchaffen, 
um der Staatsregierung keine Gelegenheit 5 geben, ſich etwa jpäter auf die⸗ 
ſen Vertrag als ein Präcedenz zu berufen, ſchien es mir klich, dieſe Feſt⸗ 
ſetzung der Einnahme ſtillſchweigend 
Creditbewilligung dieſes Jahres eine damit zugleich ausgeſprochene Genehmi⸗ 
gung des Vertrages deducirt hat. Der Vertrag bedarf aber bermöge feiner 
ſtaatsrechtlichen und finanziellen Natur der ausdrücklichen Genehmigung der 
n . 
unſerem Rechte beharren, iſt der Zweck meines Antrages. 

Der Finanzminiſter hat geſagt, daß er nur des Conflictes wegen Anſtand 
enommen, den Vertrag dem Hauſe vorzulegen; er hat ſogar ausdrücklich das 
erſprechen gegeben, in Zukunft derartige Verträge der Landesvertretung ur 

Beſchlußfaſſung unterbreiten zu wollen. Dennoch weigert er ſich, in 5 — 
Falle unſeren Beſchlüſſen nachzukommen, um für die genen gewiſſe Waffen 
in Händen zu behalten. Und es giebt nichts Gefährlicheres als dies ſtete Be⸗ 
reithalten von Waffen, mit denen man die Landesvertretung ſchlagen kann. 
Gerade im Intereſſe der Regierung liegt es, dieſe Waffen weit don ſich weg 
u ſchleudern, wenn fie ein aufrichtiges Zuſammengehen wünſcht. Es wird uns 
ſortwäbrend vorgeworfen, wir drängten wieder zurück zum Conflict. Das find 
leere Behauptungen. Gerade dies „Hand am Gewehr halten“ auf Seiten der 
Regierung, indem man zwar zugiebt, daß das und das eigentlich Recht iſt, 
ſich aber doch eine gewiſſe Reſerve offen hält, um unabbängig von der Lan⸗ 
1 handeln zu können, drängt weit mehr auf den Conflict hin. 
Dem gegenüber glaube ich nichts Anderes thun zu können, als, wie es in 
meinem Antrage geſchehen iſt, den Rechtsſtandpunkt auszusprechen und dieſe 
Verwahrung zu wiederholen, bis die Regierung den Vertrag vorgelegt hat. 

Der Antrag wird darauf ohne weitere Discuſſion angenommen. Da⸗ 
gegen ſtimmen die Conſervativen und die Altliberalen mit Ausnahme der 
Abgg. Simſon, v. Vincke (Olbendorf) und Graf Schwerin. 

Abg. Dr, Hammacher iſt der Anſicht, daß die Einnahmen des Etats 
der Köln⸗Mindener Eiſenbahn zu hoch angeſetzt ſeien. Die Ergebniſſe von 
1865 könnten nicht maßgebend ſein, da bereits nach Ausweis des „Staats⸗ 
Anzeigers“ Ende October d. J. eine erhebliche Mindereinnahme eingetreten 
und ſomit ſchon in dieſem Jahre eine Mindereinnahme im Ganzen gegen 


Betrage von noch 


1865 zu erwarten ſei. Die Urſachen aber derſelben, nämlich die große Herab⸗ 


1 des Tarifs im Intereſſe der Concurrenz mit anderen Linien, würden 
auch im 
ſtändig illuſoriſche. 

Reg.⸗Commiſſar v. d. Recke beftätigt, daß dieſe Linie zum erſten Male in 
dieſem Jahre Mindeceinnahmen gehabt. Das Fortdauern derſelben ſei wohl 
möglich, doch ließe ſich die ganze Sache noch nicht überſehen. 

Zu Tit. 4 (Bergiſch⸗Märkiſche Eiſenbahn) fragt der Abg. Dr. Ham⸗ 
macher, aus welchem Rechtsgrunde die Staatsregierung ſich für befugt er⸗ 
achtet, die im Beſize des Staates befindlich geweſenen Stammactien der Ber⸗ 
giſch⸗Märkiſchen ad 1,000,000 Thlr. dieſer Geſellſchaft gegen Rückzahlung des 
3 zurückzugeben, während zu jener Zeit der Börfencours circa 

eweſen i 

eg.⸗Commiſſar v. d. Recke: Die Regierung hatte ſich an dieſer Eiſen⸗ 
bahn mit 1 Million betheiligt; die Geſellſchaft hatte ſich jedoch das Recht — 
behalten, dieſe Actien gegen Zahlung des Papierwerthes wieder einzuldien, 

Abg. Dr. Hammacher: Nach 8 26 der Conceſſions⸗Urkunde ik der Ges 
ſellſchaft allerdings das Recht vorbehalten, 10 Jahre nach Eröffnung der Bahn 
Beſchluß zu faſſen, ob dem Staate das Capital zurückzuerſtatten ſei. Dieſe 
Abwickelung darf aber nur nach Ablauf des 15. oder des 30, Jahres ſlalt⸗ 
finden. Das 15. Jahr lief im Jahre 1861 oder 1862 ab. Es iſt alſo die 
Zurückzahlung von der Regierung zum Nachtheil des Staates zu einer Zeit 
geſtattet worden, wo die Regierung zur Gewährung dieſes Rechtes nicht der⸗ 


pflichtet war. 

Reg.⸗Commiſſar v. d. Recke: Es war allerdings in jenem Zeitpunkte die 
zweite Periode noch nicht ganz abgelaufen; die Regierung hat ſich aber doch 
dazu veranlaßt geſehen, weil das Geld damals außerordentlich theuer war. 

Die Einnahmen dieſes Etats ſind damit erledigt. — Man kommt zu 
den 1 Ausgaben. Ri Titel! derſelben (Beſoldungen) hebt 
der Abg. Dr. Virchow die große Differenz bervor der Beſoldungsverhältniſſe 
vier den Eiſenbahn⸗Secrekären und den Betriebs⸗Secretären, während d 

nforderungen an die erſteren nicht weſentlich größer ſeien. 

Reg.⸗Commiſſar Heiſe: Die Betriebs⸗Secretäre avanciren zu Eiſenbahn⸗ 
Secretären, wenn ſie ſich bewähren. Ueberdies erfordere die Thätigkeit der 
letzteren größere Kenntniſſe. 

Cap. 1—3 werden ohne weitere Discuſſion angenommen. Zu Cap. 22, 
Tit. 1 (Weſtfäliſche Eiſenbahn, Beſoldungen) nimmt das Wort der 

Abg. Berger (Solingen): Ich mache aufmerkſam auf die Stellung der 
Bahnwärter, Weichenſteller und Bremſer, d. h. die unterſten Stufen der Eifens 
bahn⸗Beamten. Die Verbeſſerung der Gehälter iſt nicht das Einzige, was 
wir für dieſelben reclamiren müſſen; auch ihre Arbeitslaſt und ihre Arbeits⸗ 
eit muß entſprechend herabgeſetzt werden. Die vielen Unglücksfälle auf den 

iſenbahnen, die wir in den letzten Jahren in den verſchiedenen Provinzen 
erlebt haben, haben hauptſächlich gerade in Nachläſſigkeiten dieſer Beamten 
ihren Grund und faſt bei allen in dieſen Fällen eingeleiteten gerichtlichen 
Unterſuchungen concentrirten ſie ihre Vertheidigung darauf, daß ihre Arbeits⸗ 
zeit zu groß wäre. Ich weiſe zum Beweiſe deſſen nur auf den großen Uns 
lücksfall hin, der im Juni vorigen Jahres in Magdeburg ſich ereignete. So 
and auch in meiner Heimath, in der Station Hagen, der dortige Bahnarzt 
Dr. med. Heyn, daß dort dieſe Beamten taglich 18—20 Stunden Dienſt lei⸗ 
ſten mußten, daß ſie alſo täglich nur vier Stunden zum Schlafen hatten. Er 
wandte ſich darauf an die königl. Eiſenbahn⸗Direction um Abhilfe, aber troßs 
dem dies von ihm in amtlicher Eigenſchaft geſchah, wurde ihm keine Antwort 
ertheilt. Nach wie vor dauerten 1864 und in den erſten 3 Quartalen des 
Jahres 1865 dieſe Uebelſtände fort. Am 27. October 1865 wendete er ſich 
daher direct an den Herrn Handelsminiſter und trug ihm ſeine Beſchwerden 
vor, indem er zugleich darauf recurrirte, daß in 2 in jüngſter Zeit 4 
Bahnbeamte aus dergleichen Urſachen getödtet worden ſeien. 

Während die Bahndirection ihn fünf Vierteljahre ohne Beſcheid gelaſſen, 

ertheilte, was ich dankbar anerkenne, der Handelsminiſter ſofort binnen 4 Tas 
en die gewünſchte Antwort, verſprach gründliche Unterſuchung der Sache und 

bhilfe der Uebelſtände. Am 23. November erhielt der Dr. Heyn eine zweite 
Verfügung zugleich mit der Nachricht, daß die Abhilfe nunmehr getroffen ſei. 
Er begiebt ha fofort wieder auf den Bahnhof und fragt die Weichen⸗ 
fteller, die er dort antrifft, wie lange. fie im Dienſt wären. Er erhält — es 
war gerade 9 Uhr Abends — die Antwort, daß fie vom angenen e 
7 Uhr Morgens an ununterbrochen beschäftigt geweſen find; batten alſo 
faſt 40 Stunden hintereinander keinen Schlaf genoſſen. Der Bahnarzt brachte 
nun dies nebſt ſeiner Correſpondenz zur öffentlichen Kenntniß, und nun erſt 
traf die Direction die Anordnung, daß die Beamten täglich nur 12 Stunden 
Dienft haben ſollten. Inſofern iſt alſo in dieſem ſpeciellen Falle eine Abs 
hilfe getroffen; im Ganzen aber wird die Arbeitskraft dieſer Beamten noch 
immer zu ſehr in ae genommen. Dazu kommt, daß in den öſtlichen 
Heat für die Bahnwärter keine beſonderen Wohnungen ba Di daß die 

ienftcontracie fämmtliher dieſer Beamten viel zu ſcharf gefaßt ſind, daß 
dieſelben gegen das gegen ſie in Anwendung kommende linarverfahren 
em h. 2 (8e haben. Alles dies bedarf einer 


Cap. 23 (Saarbrücker Eiſenbahn) nimmt das Wort Abgeordneter Dr, 


zu vollziehen, zumal man ſchon aus der 


und es auszuſprechen, daß wir nach wie vor auf dieſem 


ahre 1867 fortwirken, und wären deshalb die Sätze im Etat voll⸗ 


ndlichen Remedur. 
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Vertrag dem Hauſe zur athung wird. a 
Reg.⸗Comm. v. d. Recke erwidert, daß noch in dieſer Seſſion die Vorlage 
eingebracht werden wird. 

Sämmtliche Poſitionen dieſes Etats, ſowie des Extraordinariums werden 
darauf ohne Debatte genehmigt. i 
Fer Finanzminiſter v. d. Heydt: Ich habe ſchon bei früheren Veranlaſſungen 
5 dem Haufe mitzutheilen die Ehre gehabt, daß die Regierung beabſichtige, in 

der gegenwärtigen Seſſion eine Vorlage wegen Aufhebung des Salzmono⸗ 

ei zu machen. Sie hat ſich mit den Regierungen des Zollvereins in Ver⸗ 

ndung geſetzt und dieſen ſpeckelle Vorſchlaͤge gemacht. Es war nun ihre 

Abſicht, einen detaillirten Geſetzentwurf ww dazu iſt ſie aber zu mei⸗ 

nem Bedauern heute nicht in der Lage, weil die Zuſtimmung der betreffenden 

mn noch nicht erfolgt iſt. Leider fehlt namentlich die Zuſtimmung 
er 
die 


üddeutſchen Regierungen. Die Regierung hatte erwartet, daß, nachdem 
| ollvereinsverträge, vorbehaltlich einer Kündigung, wieder in Kraft ge⸗ 
45 treten find, von dort her nicht wieder jedesmal ein Wider ſpruch entgegengeſetzt 
{ werden würde, wenn es ſich um zeitgemäße Reformen des Zollverein nde 
Die Regierung giebt ſich der Hoffnung hin, daß die noch bis jetzt fehlende 
—— erfolgen wird. Sie möchte aber auch ſchon die gegenwärtige 
eſſion des Landtages dazu benutzen, um ibrerfeit3 ermächtigt zu ſein, mit 
der Aufhebung des Salzmonopols auch dann vorzugehen, wenn, 
was bedauert werden müßte, die Zuſtimmung der ſüddeutſchen Re⸗ 
terungen nicht erfolgte. Es wird daher nur übrig bleiben, dem entſpre⸗ 
En eine Ermächtigung der beiden Häufer des Landtages nachzuſuchen. 
1 Ich habe auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung in Verbindung mit dem 
5 Herrn Handelsminiſter demnach dem Hauſe folgenden Geſetzentwurf vor⸗ 
ö legen: — Die Staatsregierung wird ermächtigt, das zur Zeit beſtehende 
80, Recht des Staates, ben Großhandel mit Salz allein zu betreiben bus Staats⸗ 
N Salz⸗Monopol), aufzuheben, dagegen das zum inländiſchen Verbrauche beſtimmte 
\ Salz einer, ſoweit ſolches im Inlande gewonnen wird, von den Producenten, 
f ſoweit ſolches aus dem Auslande eingeführt wird, von den Einbringern zu 
8 entrichtenden Abgabe von 2 Thlr. für den Centner zu unterwerfen, 
1 vorbehaltlich der abgabefreien Verabfolgung des zum Ausgange oder zu 
Unterſtützungen bei Landes⸗Calamitäten beſtimmten Salzes und der Erbebung 
nur einer Control⸗Abgabe von höchſtens 2 Sgr. für den Centner von dem⸗ 
kauen Salze, welches nach Maßgabe und unter Beachtung der vom Finanz⸗ 
miniſter zu veröffentlichenden Anordnungen zu gewerblichen und landwirth⸗ 
ſchaftlichen Zwecken beſtimmt iſt. F 2. Der Zeitpunkt, mit welchem 
unter Aufhebung des Monopols die Erhebung der Abgabe be⸗ 
ginnt, iſt durch königliche Verordnung feſtzuſetzen. Dabei iſt bis 
+ auf weitere geſetzliche Regelung in Betreff der zum au dieſer Abgabe 
Aa erforderlichen 1 eben e nordnung zu treffen, beziehungsweiſe mit dem 
ah. Erlaß derſelben, ſoweit ſolche die Controle betreffen, den Finanzminiſter zu 
hy beauftragen. $ 3. Der Finanzminiſter wird mit der 
1010 Geſetzes beauftragt. — (Der Geſezentwurf wird den Commiſſtonen für 
nanzen und Handel überwieſen. 
er Herr Finanzminiſter bringt ferner in Gemeinſchaft mit den Mir 
niſtern des Handels und der Juſtiz einen Geſetzentwurf ein, betreffend die den 
A gemeinnützigen Actien⸗Baugeſellſchaften zu bemilligende Stempel: 
} und Portofreiheit. Dieſe Ausnahme tft bisher beſtehenden Geſellchaften 
theils durch königliche Ordre, theils durch Geſetz bewilligt. Die Regierung 
will, daß es durch Geſetz geordnet werde, 1 ähnlichen Geſellſchaften, ſo 
weit ſie als gemeinnützige angeſehen werden, d efelbe Ausnahme zu bewilligen. 
(Wird der Finanz⸗Commiſſion überwieſen. 

Der Herr Fi nanzminiſter legt endlich in Gemeinſchaft mit dem Handels⸗ 
minifter einen dritten Geſetzentwurf betreffend die Abgabe bon allen 
nicht im Beſitze des Staates oder inländiſcher Eiſenbahn⸗Actienge ſellſchaften 
befindlichen Eiſenbahnen, vor, der bereits in früheren Seſſionen vorgelegen 
din aber nicht erledigt wurde. (Wird den Commiſſionen für Handel und 


i⸗ 


anzen überwieſen. 
Vicepräſident Stavenhagen übernimmt den Vorſitz.) 
s folgt der Etat der Domänen⸗Verwaltung, der ohne Debatte 
genehmigt wird. Die Einnahmen betragen 5,598,270 Thlr., und zwar: 
rundherrliche Hebungen und Hebungen von veräußerten Domänen⸗Objecken 
91,138 Thlr.; Domänen⸗Amortiſations⸗Renten 2,013,291 Thlr.; Extra 
Domänen⸗Grundſtücken, Capitalien und dem Bernſtein⸗Regal 2,957,200 Thlr.; 
Feſtungsrevenuen 32,913 Thlr.; ſonſtige vermischte Einnabmen 3728 Thlr.; 
die Ausgaben betragen im Ordinarium 765,620 Thlr., im Extra⸗Ordinarium 
25,000 Tölr.; zuſammen alſo 790,620 Thlr. — 
Es folgt der Etat der Forſt⸗Verwaltung. Die Einnahme beträgt 
„358,000 Thlr., und zwar für Holz 8,300,000 Thlr, aus der Jagd 48,000 
Thlr., von der Forſtlehranßalt 1870 Thlr. ꝛc. — Die dauernden Aus 
gaben find amgelebt mit 3,910,000 Thlr., darunter befinden ſich für Beſol⸗ 
dungen 1,242,138 Thlr., Penſionen und Unterſtützungen für Wittwen und 
Waiſen ausübender 2 28,000 Thlr., für Forſteulturen und Forſt⸗ 
einrichtungen 398,000 Thlr., für Forſtlehranſtalten 11,500 Thlr.; die außer⸗ 
ordentlichen Ausgaben betragen 597,000 r. 

Regier.⸗Commiſſar v. Hagen: Die Einnahmen für Holz, obgleich dieſel⸗ 

ben in den letzten Jahren immer zugenommen haben, ſind doch nur nach der 

raction der letzten drei Jahre angeſetzt, da die Erfahrung nach dem italieni⸗ 
chen Kriege S hat, daß die Nachfrage nach Holz nach Kriegen weniger 
lebhaft iſt. Die Verwaltung läßt es ſich eifrig angelegen ſein, die Erträge 
der Forſten zu erhöhen und Zuſtand und Produc mötäbigfeit derſelben zu 
verbeſſern. Sie betrachtet die Forſten als ein der Nation gehöriges Fidei⸗ 
Commiß, deſſen Benutzung man fiber den Fruchtgenuß hinaus nickt ausdeh⸗ 
nen 15 Wir laſſen uns deshalb nicht verleiten durch die neue Theorie, di 
den Wald lediglich zu ſpeculativen Geſchäften benutzen will, und zur Beruhi⸗ 
ung der Herren, welche aus einer Steigerung der Einnahmen eine ſolche Be⸗ 
fürchtung ableiten, will ich nur anführen, daß dieſe Einnahmezunahme aber 
nur aus der Steigerung der Productionsfähigk it entſpringt. 

Abg. Schmidt (Randow) hält es für wünſchenswerth, daß im Intereſſe 
des Forſtſchutzes das Schutzbeamten⸗Perſonal vermehrt werde; außerdem er⸗ 
ſcheinen ihm die für Forſtcultur ausgeſetzten Ausgaben zu gering bemeſſen. 

Abo. Michaelis wünſcht, daß die Staatsregierung der Production von 
Lohe eine größere Aufmerkſamkeit zuwenden möge, und tritt damit die Erb⸗ 
ſchaft des früheren Abgeordneten Kerſt an. Der Regierungs⸗Commiſſar ers 
widert, daß die Regierung dies, ſoweit wie thunlich, immer gethan habe; 
auch bei dem Unterrichte auf der Forſt⸗Akademie werde ſtets darauf hin⸗ 


von 
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55 ewieſen. 
Ai 5 Abg. Ziegler erkennt die Leiſtungen der Verwaltung für Eichen⸗Schäl⸗ 
0 Waldcultur als Mann von Fach an und empfiehlt die Ausrottung der Eber. 


Abg. v. Bunſen: Die ne en möge die Communalbehoͤrden 
buf die Nützlichkeit der 1 Shälmäldern hinweiſen. 
Die Einnahmen werden gene 


f zu den Ausgaben hat 
Abg. Schmidt (Randow) den Aufrag geſtellt: „Das Abgeordnetenhaus 


möge die Erwartung aussprechen, daß die Staats regierun r die Aus: 
gleichung der Verschiedenheit der einzelnen Oberförſter⸗ und Förſterſtellen mehr 
als bisher durch angemeſſene anlagen ſorgen, auch die Dienſtaufwand⸗ 


Entſchädigung der Obetförſter dem Bedürfniſſe entſprechender reguliren 
werde.“ . 
Reg.⸗Commiſſar v. Hagen: Die Staatsregierung wird im nächſten Etat 
i den Schmidt ſchen Antrag in Berückſichtigung ziehen, 
Abg. Lasker gegen den Schmidt ſchen Antrag, da er es nicht für wünſchens⸗ 
” werth hält, wenn die Noth nicht ganz 1 1106 iſt, fo viele Ausgabe-Erböhuns 
gen I 4 dies führe von allen r 
erathung ab. | 
Abg. Schmidt (Randow): Die Forſtbeamten ſeien im Vergleich zu anderen 
Beamten ſehr ſchlecht geſtellt. Abg. Lasker habe übrigens für ähnliche Ans 
8 träge mes ſchon geſtimmt. 
7 Abg. Lasker: Ich habe gegen die meiſten derartigen Anträge geſtimmt 
And werde es auch bei der bees thun. 0 
92 Abg. Reichenheim: Auch ſch bin der Anſicht, daß wir don derartigen 
Anträgen Abſtand nehmen müſſen; denn wenn die Regierung alle bisher ſchon 
f ausgeſprochenen Wünſche für Gehaltserhöbungen ꝛc, berückſichtigen an te, 
. . — 5 e von ſieben Millionen Thalern im nächſten Budget, 
auskommen * N as 
Der ganze 1 wird ohne i genehmigt; ebenſo der für die 
Abloſung von Domänen, Gefällen u. ſ. w. 9 5 
Es folgt der Stat der Verwaltung det directen Steuern für 1867. 
Derſelbe weiß nach an Einnahm en 3/795, 235 Thlr. (776,035 Thlr. mehr), 


ma Bu Nah 
muß es ein Ehrgeiz fein, durch Reformen die directen Steuern zu erleichtern | 


tigen Grundſäzen der Budget⸗“ 


3292 


nämlich die Eingangs⸗ und Ausg — 5 11,210,000 Thlr. (280,000 Thlr. 

Ahr), d bgabe von T ern und Tabaksfabrikaten 79,000 

„(7000 Thlr. vo Rübenzuderftewer 5,350,000 Thlr. (450,000 Th 

w. Gelder 52,000 Thlr. (die Schifffahrts⸗Ab⸗ 

e von 140,000 Thlr. vom Jahre = fällt für 1867 gan aus), 

ranntweinſteuer und Uebergangs⸗Abgabe von Branntwein 7,480,000 

aler (145,000 Thlr. mehr), Braumalzſteuer und Uebergangs⸗Abgabe 
von Bier 1,830,000 Thlr. (160,000 Thlr. mehr), Steuer vom inländischen 
Tabaksbau 102,300 Thlr., Maßlſteuer 1,570,000 Thlr. (79,000 Thlr. mehr), 
Schlachtſteuer 1,946,000 Thlr. (175,000 Thlr. mehr), Stempel teuer 
5,530,000 Thlr. (220,000 Thlr. mehr), Chauſſeegelder 1,317,000 Thaler, 
Brück⸗, Fähr⸗, Hafengelder, Strom: und Canalgefälle 800,000 Thlr.; Straf: 

elder aus 050 wegen Umgehung des Holes und anderer indirecten 
gaben 58,000 Thlr., verſchiedene Einnahmen 470,935 Thlr. — Die Aus: 

aben ng 4.493,235 Thlr., fo daß ein Ueberſchuß von 33,302,000 
Thaler (775,600 Thlr. mehr) bleibt. f 

. Reg.⸗Commiſſar verzichtet darauf, dieſen Etat in gewohnter Weiſe zu 
erläutern. 

Abg. Michaelis iſt erſtaunt über dieſe Unterlaſſung und eg dann fort: 
Die Einnahmen aus den indirecten Steuern, wenn ſie von ſelſt ſteigen, be⸗ 
weiſen nicht ſteigenden Steuerdruck, ſondern ſteigenden Verbrauch und wach⸗ 
ſenden Wohlſtand. Die indirecten Steuern konnten um 776,000 Thlr. höher 
veranſchlagt werden, alſo um 2 Procent, obwohl die Schifffahrts⸗Abgaben 
wegfallen und die Eins und Ausgangs⸗Abgaben in Folge der Tarifermäßi⸗ 
gungen herabgeſetzt werden mußten. Zugleich iſt aber klar, daß die Zunahme 

er directen Steuern nicht blos von ſteigendem Wohlſtande, ſondern auch von 

ſteigendem Steuerdrucke Zeugniß giebt, namentlich bei den eingeſchätzten 
Steuern. Wenn die Bevölkerung durch ihre Mehr⸗Conſumtion dem Staate 
mehr entgegenträgt, als der Procentſatz ihrer eigenen Zunahme ausmachen 
würde, ſo muß eine Verminderung der Steuerlaſt bei den Steuern eintreten, 
welche die Bevölkerung nicht freiwillig, ſondern eventuell durch den Executor 
gezwungen dem Staate darbringt. So komme ich wiederum auf den Wunſch 
der Contingentixung der directen Abgaben zurück. 

Der Finanzminiſter hat es in feiner Hand, den Ertrag der invirecten 
Steuern durch Reformen d ſteigern. Wenn ihre Erträge I fo hängt 
dies zuſammen mit den Steuer⸗Herabſetzungen auf dieſem Gebiete in den 
letzten Jahren. Und ebenſo werden durch daſſelbe Mittel die Erträge anderer 
Abgaben raſch wachſen: denn es heſteht ein Geſetz, daß die Conſumtion, wenn 
ſie auf irgend einem 17 mohlfeiler wird, auch in allen andern Besiehun: 
gen ſich ausdehnt; daß der Verkehr, wenn er irgendwo erleichtert wird, überall 


„ Niederlage⸗Krahn⸗ u. ſ. 


anderwärts auch ſteigt und daß der Umfang 9 Steigerung immer größer | 


iſt als der Umfang der Erleichterung. Eine ſolche Ermäßigung iſt bei der 
ucker⸗Abgabe an der Zeit, denn mit einer Conſumtion von 10 Pfund 

vro Kopf find wir hinter anderen Culturvölkern zurück und unſere Production 

beweiſt eine wahrhaft wunderbare Expanſipkraft, da fie bei einer Bonification, 

welche die Steuer nicht decken ſoll dennoch exportirt. Wir beſteuern ferner 

bei den Rüben das Rohproduct, können alſo die Steuer, welche der Zucker 

ſelbſt trägt, nicht genau berechnen, es werden nur die b . 

ur Production benutzt und die Production wird durch 

toffs theurer. 


U 
Es muß daher die Steuer vom Fabrikat erhoben werden, und nur in die⸗ 
ir Steuer beim Ex⸗ 2 (f. 
r 


ſem Falle würde eine wirkliche m ff ang der 


port eintreten. Dieſelbe Reform iſt auch bei der Spiritusbeſteuerung ange⸗ 


regt worden, obwohl fie ſchwieriger iſt durch die Decentraliſation des Betrie⸗ 
Die Beſteuerung der Maiſche hat zur Folge, daß Erzeugniſſe, die wenig 4 


bes. 
ſpiritushaltig ſind, nicht eingemaiſcht werden, wohl aber Erzeugniſſe, die zur 
Nahrung von Menſch und Vieh beſſer geeignet ſind. Für den Sinanzminilter 


und ſeine Hauptaufgabe, in dem Princip der Contingentirung nicht ein Prin⸗ 


cip der Feindſeligkeit zwiſchen Landesvertretung und Regierung zu erblicken, 3 


ſondern ein Princip, welches der Finanzverwaltung den Stimulus und die 
Baal) giebt, ſich dem Lande wahrhaft wohlthätig zu erweiſen. (Lebhafter 
eifall. 
Reg.⸗Commiſſar Burckhardt: Der Spiritus wird nach dem Productions⸗ 
Material beſteuert und hat die Regierung trotz öſterer Erwägung noch nicht 


zu Aenderungen gelangen können, weil anderwärts darin zu üble Erfahrun⸗⸗ 
2 Die 


8 nicht 
uckerproductſon liefert dem Stagte jetzt 11 illionen Einna durch 
enderungen konnte ein erheblicher Aus entſtehen, und es iſt daher 
große 7 nöthig. Die Regierung wird jedoch dieſe Wünſche in Erwä⸗ 
ziehen. 


en vorliegen; namentlich aber iſt der 1900 
en; 
a 


un | 
P Sun, v. Scheliha: In Bezug auf die Spiritusſteuer weiſe ich auf das 


Schickſal hin, welches die Aenderung der Maiſchſteuer auf die Fabrikatſteuer 
in Oeſterreich gehabt hat. Dort find große Rückſchläge eingetreten. Ueberall 
aber wo bis jetzt Maiſchſteuer iſt, iſt die Spiritusfabrikation am blühendſten 
und im Intereſſe der Landwirte bitte ich fie auszulaſſen. Beſchweren muß 
ich mich aber über den Grundſatz der jetzigen Controle, die eo ipso jeden 
Spiritusſabrikanten für einen Betrüger hält, der aufs Strengſte zu bewachen 
iſt, während doch ein größerer Grupdbeſitzer trotz ſtrenger Inſtruction des 
Brenners das oft gar nicht verhüten kann. Wenn die ganze Geſetzgebung 
klar und faßlich zuſammengeſtellt würde, könnte man dem Brenner wenig⸗ 
ſtens genau ſagen, was Recht, was Unrecht iſt. Um dieſe Aenderung bitte 
ich den Herrn Miniſter im Namen meiner mitleidenden Spiritusfabrikanten. 


(Heiterkeit, Bravo!) 
Reg.⸗Commiſſar Burckhardt: Der Staat muß 15 doch an den Inhaber 
er Rückſicht geübt. Auch 


der Brennerei halten. Die Controle wird jetzt mit a 
ſcheint das Geſetz von 1860 ausreichend. A 

dag, v. Hennig: Wenn das Geſetz auch milde gehandhabt wird, iſt doch 
der jetzige Zuſtand unerträglich. Man kann ſich doch nur an den ſchuldigen 
17 5 und nicht Criminal⸗ und Civiljuſtiz vermiſchen, daß Jeder ſeine Un⸗ 
chuld erſt beweiſen muß. Ich bedaure, daß ſich das Landesdkonomie⸗Colle⸗ 
ern 175 Yale Aenderung erklärt hat, da eine ausreichende Controle doch 
wohl nöthig iſt. 

Finanzminiſter v. d. Heydt: Es ſcheint mir nicht unbillig, daß die Eigen⸗ 
thümer, welche von dieſen Defraudationen doch Nutzen haben, während ſie ſie 
oft leicht verhüten können, auch die Verantwortlichkeit tragen. Die Regierung 
wird aber dieſe Reform im Auge behalten. 

Abg. Michaelis: Es kommt ja nicht darauf an, don Beſitzer unverant⸗ 
wortlich zu machen, ſondern nicht zu präſumiren, daß er ſchuldig iſt. Die 
Spiritus abritatton blüht nicht da, wo die Maiſchſteuer beſteht, ſondern um⸗ 
gekehrt beſteht dieſe, wo die Brennerei in Verbindung mit der Landwirthſchaft 
eine große Rolle ſpielt. Aenderungen werden da namentlich durch die große 
Decentraliſation erſchwert. 0 Eu 

g. Dr. Michelis: Der Staat darf eine ſolche Fabrikation nicht beſon⸗ 


bg. 
ders befördern, welche notoriſch die moraliſche Kraft des Volkes zu Grunde] Fare 300 


richtet. 
Finanzminiſter v. d. Heydt: Ich kann dieſer moraliſchen Anſchauung 
nur beitreten, kann aber die Conſequenzen nicht verſtehen. Vorredner ſcheint 
darin eine Begünstigung der Spiritusfabrikation zu erblicken, daß fie beſonders 
beſteuert wird. Iſt er der Meinung, daß man dieſes Einkommen erhöhe, ſo 
wird die Verwaltung im Princip nichts dagegen haben; darin liegt doch aber 
keine Begünſtigung, ſondern gerade die hervorgehobene moraliſche Seite. 

Abg. v. Bethuſy⸗ Hue: Der Abgeordnete für Allenſtein hätte ebenſogut 
eine Philippica gegen das Feuer loslaſſen können, da es auch ſchlecht ange⸗ 
wendet werden kann. Die Moralität muß den Sittenlehrern überlaſſen wer: 
den. Dem Hrn. Miniſter bemerke ich, daß ich die Sicherheit meiner Ehre 
und Reputation nicht der milden Rückſicht, ſondern dem feiten Geſetz verdan⸗ 
ken will. Wenn die Brenner wiſſen, daß fie allein verantwortlich find, wer⸗ 
den ſie ſich mehr hüten. Aber jetzt halte ich den Zeitpunkt für dieſe Reform 
nicht für geeignet. : SE 

Abg. Dr. Michelis (perſönlich): Wenn ich eine Philippica gehalten, 
fo. hat der Vorredner als Cicero pro domo geſprochen. (Heiterkeit.) 

Abg. v. Scheliha: Ich ſprach nur von dem, was ich verſtehe. 


üben 
usnutzung des Roh⸗ 


Beſtimmung über die Einführung der Lotterie in die neuen Landes⸗ 
theile ſei nicht getroffen. Die Etats der Lotterievern g werden ges 
nehmigt, detzgleichen des Seehandlungsinſtitutes, der nk, Münze, 
Staatsdruckerei. Schluß 9% Uhr. Morgen iſt l Ei, 

8 T. B.) 


olf 
Berlin, 13. Dez. Die Stadtverordneten wählten zu unbeſoldeten 
Stadträthen: Ober⸗Regierungsrath Kathen, die Abgeordneten Reichen⸗ 
heim, v. Hennig, Conſul Müller, Ober⸗Finanzrath Wilkens, Stadtver⸗ 
ordnete Volkart und Deibel. Der anweſende Stadtverordnete Lövinſon 
hielt eine Rechtfertigungsrede, wobei die Verſammlung beſchlußunfähig 
wurde. (Wolffs T. B.) 
Peſt, 13. Dezbr. In der heutigen Conferenz der Partei Deaks 
wurde conſtatirt, daß Niemand zu dem Adreßentwurf ein Amendement 
ſtellen wolle; derſelbe wird ſomit wahrſcheinlich ohne Debatte angenon⸗ 
men werden. 
Paris, 13. Dez. Die „Patrie“ ſchreibt: Heute fand in Com⸗ 
piegne ein Miniſterrath ſtatt, dem der Kaiſer beiwohnte. Die Reife | 
der Kaiferin nach Rom wird damit in Verbindung gebracht. 
(Wolffs T. B.) | 
Berlin, 14. Dezbr. Die „Spen. Stg.” meldet: Die hannover⸗ 
ſchen Generale v. Arentſchild, v. Kneſebeck und die Oberſten Geyſo 
und Cordemann, ſowie der Hauptmann Krauſe waren vorgeſtern bei 
dem Kriegsminiſter und werden dem Vernehmen nach auch vom Könige 
und den Prinzen empfangen werden. (Wolffs T. B.) 
Florenz, 13. Dezbr. Geſtern lief eine zweite amerikaniſche Fre⸗ 
gatte in Civita⸗Veechia ein. Nömiſche Briefe beſtätigen die Verthei⸗ 
lung eines Bandes mit Documenten über die religiöfe Verfolgung der 
Polen an die Cardinäle und an das diplomatiſche Corps. Das 
Verhör Perſano's ift beendigt. (Wolff's T. B.) 
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Berliner Börse vom 13. Dezember 1866. 


Bisenbahr-Atamm-Astien. 
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2 1% 
15% bs u. B. 
dn. u. 6. 
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to 1850, 52/4 b2. 
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Sreslau, 14. Dezember. Wind: Welt, Wetter: veränderlich. Thers 
momet 1 Früh 5 Grad Wärme. Am heutigen Markte war für Getreide: 
fefte Stimmung vorherrſchen d, bei der ſich Preiſe recht gut behaupteten. 


[Schluß ⸗Courſe.] 1 Uhr 
ez. u. Br. knoten 


50 
2 


wude 55 A. 5 K 128 he 8 
Tarnowitzer ez. Oeſterr. Credithank.⸗Actien 
N A he Looſe 63 . 


Feſtſetzungen den Fr 


oligeilicen Commiſſion pr. Scheffel 


(Schluß folgt. 1 Irdin. | 
Weizen, weißer. — 27 86 8284, Gerste 27 
6 l eee eee „ "ee rare 
erlin, 13. Dez. Abgeordnetenhaus. Abendſizung. Fortſetzung Notirungen der d t ernannten Commiſſion 
der Debatte über die Stempelſteuer. Michaelis und Duncker 7 158 e Yen und Nabel sur Reſiſtelng 
ſind a gegen die Zeitungsſtempelſteuer. Der Regierungs⸗ 1 790 120 170 
Commiſſar vertheidigt den Standpunkt der Regierung aus Finan- en 7 pr. 150 Pfd. Brutto in Ser. 
rückſichten. Bei der Abstimmung wird der Antrag Rohden's, pen en 10 7 123 S0 


den Quittungsſtempel bei Beſoldungen bis 1000 Thaler auf 
zuheben, angenommen, desgleichen der Antrag Berger's wegen der 
Aufhebung der Stempelſteuer vom 1. Januar 1868 ab. Die Ein⸗ 
nahmepoſition wird bewilligt, ebenſo die Ausgaben. Der Antrag Ham⸗ 
macher 's auf Aufhebung der Lippe⸗ und Ruhrzölle wird abgelehnt. Die 


Einnahmen und Ausgaben aus dem Salzmonopol werden discuſſtonslos“ 


genehmigt. Der Antrag Wuttke's auf Aufhebung der Lotterle wird 
abgelehnt. Der Finanzminiſter bemerkt auf die Anfrage Laskers, eine 


Loco- (Kartoffel-) Spiritus pr. 100 Ort. bei 80 % Tralles 
; 15% Br. 4 Ob. 1 


Officiell gekündigt: — Ctr. — — — Ctr. Roggen. — ECtr. 
— Ctr. Rapskuchen. 400 Ctr. Rüböl. — Ctr. Leindl. — Art. ö 


[Waſſerſtand.] OP. 13 F. 8 3. U-. — 5.68. 5 | 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslan. 


Breslau, 14. Dez. 


